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/ „Benno Ohnesorg ist das Opfer eines Mordanschlags’’ 


/ Berliner Polizei demonstrierte Härte eines autoritären Apparates | Rede für den Toten + Von Oskar Negt 


ir gedenken heute eines Toten. Wir 
WW könne dieses Toten nur angemessen 
gedenken, wenn wir erkennen, daß 
der Student Benno Ohnesorg sein Leben ließ 
in einer fatalen Auseinandersetzung über die 
Grenzen der Exekutive, insbesondere der 
Polizeibehörden, und über die Rechte einer 
außerparlamentarischen Opposition. Die de- 
mokratische Opposition unseres Landes ver- . 


zuweisen. Die größte Gefahr für unsere Ge- 
sellschaftsordnung besteht eben darin, daß die 
schleichende Entwertung der Grundrechte, 
die unmerkliche Brutalisierung des gesell- 
schaftlichen Lebens in ihren täglichen. Aus- 
drucksformen gar nicht mehr wahrgenom- 
men werden. Der Großeinsatz ist ohne spek- 
takuläre Ankündigung in unsere Gesellschaft 
zurückgekehrt. 


In West-Berlin wurde im Verlauf einer politischen Demonstration gegen den Besuch 
des Schahs von Persien ein Student durch einen Polizeibeamten erschossen. Um der 
Trauer um das Opfer und gleichzeitig dem Protest gegen obrigkeitliche Willkür Aus- 
druck zu verleihen, riefen der Frankfurter Allgemeine Studentenausschuß, die politischen 
Studentenverbände und demokratische Jugendorganisationen zu einem Schweigemarsch 
durch die Frankfurter Innenstadt auf. Zu den anschließend auf dem historischen Römer- 
berg sich versammelnden etwa 8000 Bürgern und Studenten sprachen Dr. O. Negt, 
Professor Dr. Ludwig von Friedeburg, der Schriftsteller Horst Bingel, der Vorsitzende 
des AStA der Frankfurter Universität, der Zweite Vorsitzende des Verbandes Deutscher 


teidigt heute die Grundrechte der Meinungs- 
freiheit und der Versammlungsfreiheit. Sie 
kämpft um das Demonstrationsrecht und 
darum, ob es für die Polizeibehörden zu- 
lässig sein soll, Demonstranten, die jubeln 


wollen, und Demonstranten, die ihr Miß- 


' Fallen zum Ausdruck bringen wollen, unter- 
schiedlich zu behandeln und damit das 
Grundrecht aus Artikel 3 Absatz 3. des 
Grundgesetzes außer’ Kraft zu setzen, das 
‚ lautet: Niemand darf. wegen seiner politi- 
‚schen Anschauung bevorzugt oder benach- 


position, nicht zuletzt, um die Bildung von 
Outsider-Gruppen zu verhindern. In unse- 
rem Lande schweigt man oder man geht an 
sachlicher Berichterstattung vorbei, um dann 
um so entschlossener als Krawallmacher die- 
jenigen anzuprangern, die nur mehr durch 
außerordentliche Aktionen auf ihre .Argu- 
mente ‚und politischen "Forderungen auf- 


merksam machen können. ; * 


Studentenschaften sowie der Vorsitzende des Sozialistischen Deutschen Studentenbundes. 


aber, der offenbar im Bewußtsein der vollen 
Absicherung durch’ seine vorgesetzten In- 
stanzen handelte, ist frei, kann Zeugenaus- 


sagen beeinflussen, verschleiern, Strafanträge 


stellen. Als anonymer Teilnehmer einer De- 
monstration ‚erschossen, wurde der Student 
Ohnesorg selbst von denjenigen zum indivi- 
auellen Opfer gemacht, die. Verantwortung 
für die als: tragisch glorifizierte Situation 
auf .die Demonstranten abzuwälzen ver- 
suchen. Der: Todesschütze aber, der. als-an- 
onymer Agent des Apparates handelte, bindet 


Abbau des Liberalismus 


Der westdeutsche Nachkriegsliberalismus 
hatte sein Gegenprinzip an der totalitären 
Staatsplanung des Ostens; die weltweiten 
Entspannungsbestrebungen haben die klaren 
Fronten des Kalten Krieges jedoch beseitigt: 
was wir heute im Anfangsstadium erleben, ist 
der geplante Abbau des Liberalismus, die 
innenpolitisch gewendete Aggression‘ auf 
allen Ebenen. Die- Exekutive schafft sich 
legale Instrumente, um eine auf autoritäre 
Verwaltung beschränkte Staatsplanung größ- 
ten Ausmaßes ohne wirkliche Kontrolle der 
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Be Regierungsbehörden, Polizei und ein Teil Lächerlichkeit preiszugeben. Und diese Li- nach wie vor seine individuelle Verantwor- 
u cherlichkeit soll: die Vernunftlosigkeit des ‘ tung An \die anonyme ‘Apparatur. Er. kann“ \ gesellschaftliche Leben haben in Deutschland _ ip 
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stellt; eine gleichgeschaltet funktionierende " politischen Zuständen mit Zersetzung und 
Auflösung gleichgesetzt wird, werden Stu- 


denten in die Position einer gefährlichen 


Die Ermordung eines Studenten bei De- 


monstrationen ist nicht so sehr ein morali- 


es habe sich tatsächlich nur um harmlosen sches Problem, als vielmehr ein politischer 


‚ in Pötentaten verschiedener Herkunft ver- 
‚körperte; sie personalisierten die Herrschafts- 


„verhältnisse, weil sie in absolutistischen Sy-_ 
stemen eine Veränderung der Verhältnisse 


von Personen erwarteten. Was immer man 
über die Unangemessenheit und die intellek- 
tuellen Qualifikationen provozierender Grup- 
pen von heute aber sagen und denken mag: 
ihnen fehlt im allgemeinen die verbreitete 
Naivität, daß durch den Wechsel von Per- 
sonen, durch Bomben und Attentatsdrohun- 
gen .gesellschaftliche Systeme sich ändern. Sie 


ahnen, daß Herrschaftsfunktionen austausch- - 


bar sind, daß Humphrey nicht der Initiator, 
sondern bloßer Repräsentant einer Kriegs- 
maschinerie ist, die in Vietnam einen sinn- 
losen und verbrecherischen Krieg führt. 


Verschweigen fordert heraus 


Es ist heute zur Gewohnheit geworden, 
sich von „Wurfgeschossen aller Art“, von 
Rauchbomben, Eiern und Tomaten zu di- 
stanzieren. Durchsichtig ist das bürokratische 
Interesse, durch eine Zwangsmotivation zur 
permanenten Distanzierung die politische 
Widerstandskraft der Studenten zu erschöp- 
fen. Aber niemand fragt, warum Demon- 
stranten, die sonst, wo immer man sie 
stellt, zum Argumentieren bereit sind und 
einer sachlichen Diskussion nicht ausweichen, 
zu solchen Mitteln greifen. Es sind zum 
großen Teil Presseorgane, die dieses Ver- 
‚halten provozieren. Die von der „Frank- 
furter Allgemeinen“ und von den Zeitungen 
des Springer-Konzerns geradezu meisterhaft 


betriebene Verschweigungsiechnik gegenüber _ 
jeder unbequemen Opposition kann — nach ' 


Meinung dieser Demonstranten — nur 


Pudding gehandelt und. es sei tatsächlich 


kein Messer benutzt worden, ins Bewußt- 
sein breiter Bevölkerungskreise nicht ein- 
dringen. Diese Praktiken verweisen auf eine 
neue Strategie des Kampfes gegen Opposi- 
tionelle. u. 


Nachrichtensperre für Krankenhäuser 


Der Tod des Studenten Benno Ohnesorg 
markiert eine Entwicklungsstufe‘in der Sta- 
bilisierung der im parlamentarischen Sinne 
faktisch oppositionslosen, autoritären Lei- 
stungsgesellschaft. Im traditionellen Sinne 
war es’kein politischer Mord: Rosa Luxem- 
burg, Karl Liebknecht, Rathenau und Erz- 


berger, sie alle wurden als Repräsentanten 
parteipolitischer ‘ 


politischer Bewegungen, 
Strömungen und Konzeptionen ermordet. 
Der Student Ohnesorg dagegen ist das Opfer 
eines Mordanschlags: es handelt sich um 
Mord selbst dann, wenn man dem schießen- 
den Kriminalbeamten Mord im Sinne des 
Strafgesetzbuches nicht nachweisen könnte. 
Denn Benno Ohnesorg ist das zufällige 
Opfer einer planmäßigen Polizeiaktion, einer 
Aktion, die schwere Verletzungen — und 
solche Verletzungen können immer den Tod 
zur Folge haben — bewußt in Kauf genom- 
men hat. Aus den heute vorliegenden Be- 
fichten muß man folgern, daß die Polizei- 
aktion am Freitagabend mit einem Dolus 
eventualis durchgeführt wurde. Ohnesorsg ist 
das Opfer einer Symbolhandlung, durch die 
Entschlossenheit und Unnachgiebigkeit des 
Polizeiapparates demonstriert werden sollten, 

Auch aus Benno Ohnesorg wurde in den 
ersten Presseerklärungen der Polizei ein ge- 
meingefährlicher Rädelsführer. Der Täter 


"Tatbestand. In. Deutschland besteht eine ge- 
'fährliche Neigung, sich durch Moralisierung 


von politischer Verantwortung zu entlasten. 
Ein politischer Tatbestand ist diese demon- 
strative Brutalität, dieser Mord deshalb, weil 
dadurch die‘ Gefährdung der „Ordnung“ 
durch Demonstrationen und gleichzeitig die 
Selbstgefährdung der Demonstranten dro- 
hend vor Augen'geführt werden. 


Die von wirksamer politischer Kontrolle 
befreiten, auf Großeinsätze spezialisierten 
Exekutivorgane sind. unfähig, situationsge- 
recht und flexibel zu reagieren. Sie sind 
nicht bereit, auch nur ein Mindestmaß an 
Einsicht in die Verhaltensgewohnheiten von 
oppositionellen Bevölkerungsgruppen aufzu- 
bringen; ihre 'Sternstunde. ist der Großein- 
satz, ihr einziges Instrument ist die gewalt- 
tätige, mechanische Reaktion. Der Schutz 
eines orientalischen Potentaten gab ihnen 
eine willkommene Gelegenheit, zu erproben, 
wie Notstandsmaßnahmen aus geringstem 
Anlaß auf die Bevölkerung wirken. Hat it- 
gendeine Organisation in dieser Gesellschaft 
die politische Gefahr erkannt oder gar .mit 
entsprechenden Protesten auf sie reagiert, 
als bekannt wurde, daß man ganze Stadtteile 
und Straßen absperrte, daß sich sämtliche 
Untertanen des Herrn Pahlevi täglich mehr- 
mals bei der Polizei melden mußten, ohne 
über Rechtsmittel belehrt worden zu sein? 
Hat man verstanden, daß sie als potentielle 
Attentäter dem allgemeinen Mißtrauen aus- 
geliefert wurden? Erst als die Studenten auf 
die staatlich sanktionierte Provokation rea- 
gierten, fanden sich einzelne Journalisten 
und Politiker bereit, auf die Unangemessen- 
heit derartiger Sicherheitsmaßnahmen hin- 


DISKUS Frankfurter Studentenzeitung {Sonderdruck, 


erstveröffentlicht in der FRANK- 


Randgruppe gedrängt, der die beanspruchte 
Identität ihrer Interessen mit den objektiven 
Interessen anderer gesellschaftlicher Gruppen 
abgesprochen wird. Wie die Berliner Ereig- 
nisse zeigen, werden die Studenten zu Wirr- 
köpfen, Schwachsinnigen und potentiell 
Kriminellen gestempelt, vor denen die Be- 
völkerung .durch verschärfte Disziplinar- 
maßnahmen und konsequente polizeiliche 
Einsätze geschützt werden muß. Wir wissen 
in Deutschland, wie wenig Sicherheit besteht, 
daß die Umwertung des oppositionellen in 
ein kriminelles Verhalten auf jene Gruppe 
beschränkt bleibt, die zur Zeit ihr bevorzug- 
tes Objekt ist. Auch diejenigen, die heute noch 
nicht bereit sind, die politische Tragweite 
der Erschießung : eines Demonstranten zu 
begreifen, sollten bedenken, daß bei jedem 
Streik ähnliches geschehen kann. Organi- 
sierter Werkschutz und das, was in einer’ 
wie immer auch modifizierten Notstands- 
gesetzgebung geplant ist, sollten alle Demo- 
kraten darüber belehren, daß es bei’ den 
Berliner Ereignissen nicht um lokale Aus- 
einandersetzungen zwischen Studenten und 
Polizei geht, sondern um das Existenzrecht 
einer außerparlamentarischen Opposition. 


Wache Minderheit 


Aber der schleichenden Faschisierung. der }: 
Staatsapparatur, die das gesellschaftliche Le- 
ben zu ersticken droht, steht eine entschlos- 


sene und wache Minderheit bewußter Demo- - 


kraten gegenüber: sie finden sich verstreut 
in Organisationen und Parteien; es 'sind 
Journalisten, Schriftsteller, Professoren, Ar- 
beiter und Studenten. Sie verbindet in ihrem 
Kampf ein objektives Interesse: die Demo- 
kratisierung der Hochschulen, die Demokra- 
tisierung der Gesellschaft! Erst durch sie 
könnten auch jene ritualisierten Demonstra- 


ur 


tionen, jene ohnmächtigen und notwendig | 
verzerrten Protestreaktionen einiger Studen- 
ten aufgehoben werden. Wir können eines ’\ 
Toten nicht besser gedenken als durch den 
Kampf für Zustände, die einen solchen Mord 
ausschließen. s Be 
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durchbrochen werden, wenn es zu spektaku- 
lären Zwischenfällen kömnıt. In England 
berichten große Zeitungen, wie die „Times“ 
und der „Guardian“, sorgfältig auch über die 
Argumente der außerparlamentarischen Op- 
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